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Thema: Städtepartnerschaft

Die Stadt Trier will eine
Partnerschaft mit Xiamen
in China. Die KAB im Bezirk
Trier-Eifel lenkt den Blick
auf Sozialstandards und
Menschenrechte in China.

Von Michael Merten

Als zweite Stadt in Rheinland-
Pfalz will Trier noch in diesem
Jahr eine Städtepartnerschaft mit
einer chinesischen Metropole be-
siegeln. Eigentlich sollte die Part-
nerschaftsurkunde zwischen
Trier und Xiamen schon im April
2010 unterzeichnet werden, doch
das Vorhaben wurde ein Opfer hö-
herer Gewalt: Die isländische
Aschewolke verhinderte die An-
reise der chinesischen Delegation.

Doch es gibt auch kritische
Stimmen zur Partnerschaft  mit
der Millionenmetropole Xiamen,
einer  Küstenstadt im Südosten
Chinas. Bei einem Diskussions-
abend hat der Bezirksverband
Trier-Eifel der Katholischen Ar-
beitnehmer-Bewegung (KAB) ei-
nen Blick hinter die Kulissen des
chinesischen Wirtschaftsbooms
geworfen und den Finger in die
Wunden gelegt: niedrige Arbeits-
und Sozialstandards in chinesi-
schen Betrieben, Repressalien ge-
gen Arbeiter und Gewerkschafter,
das Problem der Kinderarbeit und
weitere Missstände in Fabriken,
die auch für namhafte deutsche
Firmen produzieren.

Selbstmordserie als Spitze
des Eisbergs
Im Mai 2010 sorgte eine Selbst-

mordserie in der Fabrik des Mobil-
telefon-Zulieferers Foxconn in
Shenzen für weltweites Aufhor-
chen. Eine deutsche Boulevardzei-
tung vermeldete angesichts der
Suizide, die auf unmenschliche
Arbeitsbedingungen und niedrige
Löhne zurückgehen, eine „Horror-
Selbstmord-Serie in China“.

Bei der KAB-Veranstaltung be-
leuchtete Dr. Sabine Ferenschild,
Geschäftsführerin des Ökumeni-
schen Netzes Rhein-Mosel-Saar
e.V. in Neuwied, die Situation in
China. Im Ökumenischen Netz
beschäftigt sich eine Arbeitsgrup-
pe seit rund drei Jahren mit den
Problemen bei den Sozialstand-
dards in der aufstrebenden fern-
östlichen Wirtschaftsmacht. In
der Arbeitsgruppe engagieren
sich auch die KAB im Bistum
Trier, der Deutsche Gewerk-
schaftsbund, das Amt für Jugend-
arbeit der Evangelischen Kirche
im Rheinland, die Katholische
Studierende Jugend im Bistum
Trier und das entwicklungspoliti-
sche Landesnetzwerk Rheinland-
Pfalz. 

Rheinland-Pfalz hat seit 1989 ei-
ne Partnerschaft mit der Region
Fujian an der Ostküste Chinas.
Die Region, in der auch Triers
künftige Partnerstadt Xiamen
liegt, ist eine der Hauptexportre-
gionen des Landes, in der sich
zahlreiche Wanderarbeiter auf-
halten. 

Wirtschaftslastige 
Partnerschaft mit Fujian
„Die Partnerschaft zwischen

Rheinland-Pfalz und Fujian wurde
am 24. Mai 1989 geschlossen – nur
wenige Wochen vor dem Massa-
ker auf dem Platz des himmli-
schen Friedens“, erklärte Feren-
schild. Die rheinland-pfälzische
Landesregierung habe die „reich-
lich wirtschaftslastige“ Partner-
schaft im Wissen darüber abge-
schlossen, dass Fujian bereits eine
boomende und aufstrebende Regi-
on war. „Die soziale Ebene war
ebenso wie die Menschenrechts-
frage absolut ausgeklammert, der
Umweltaspekt spielte damals

auch keine Rolle“, sagte Feren-
schild. Nach dem Massaker sei die
Partnerschaft zunächst „auf Spar-
flamme gesetzt“, doch nach einer
Schamfrist 1994 wiederbelebt
worden. 2004 wurde die rhein-
land-pfälzische Fujian-Gesell-
schaft in Ludwigshafen gegrün-
det, die Initiativen vor allem im
wirtschaftlichen Bereich und im
Forschungsbereich vorantreibt.
„Wir wollen nicht die Partner-
schaft bekämpfen“, stellte Feren-
schild klar, „sondern wir wollen
die Partnerschaft als ein Forum
nutzen, um Fragen von sozialer
Realität, Möglichkeiten sozialer
Gerechtigkeit und Auslandsakti-
vitäten deutscher Firmen zu dis-
kutieren, und wir wollen den Fo-
kus auf Sozial- und Arbeitsstan-
dards lenken“. 

Neustadt an der Weinstraße war
bislang die einzige Stadt in Rhein-
land-Pfalz, die eine Partnerschaft
mit einer chinesischen Stadt, näm-
lich mit Quanzhou besiegelte. In
Trier laufen die Vorbereitungen
für eine Partnerschaft  seit dem Be-
such einer städtischen Delegation
in Xiamen im Jahr 2006. 

Es gibt Möglichkeiten 
der Einflussnahme
Und wie kann man von hier aus

zur Verbesserung der Lebensum-
stände der rund 2,5 Millionen Ein-
wohner von Xiamen und der riesi-
gen Zahl heimatloser Wanderar-
beiter beitragen?

Die Arbeitsgruppe des Netzwer-
kes setzt vor allem auf Recherche-
arbeit in China – vor Ort werden

die Arbeitsbedingungen bei den
Zulieferern bekannter deutscher
Firmen untersucht. „Es gab nach-
weislich Missstände bei den Zulie-
ferbetrieben, etwa Überstunden
und sehr geringe Löhne“, betonte
Sabine Ferenschild. 

Die Arbeitsgruppe kooperiert
auch mit dem „Forum Arbeitswel-
ten“, einem Bündnis linker Ge-
werkschafter aus Deutschland,
die Kontakt zu staatlichen chine-
sischen Gewerkschaften aufge-
baut haben. „Das sind zwar keine
wirklichen Gewerkschaften in un-
serem Sinne, aber es gibt durchaus
Leute dort, die sich für eine Verbes-
serung der Lage der Arbeiter ein-
setzen“, erklärte Ferenschild. 

Vertreter der Arbeitsgemein-
schaft  Frieden in Trier, in deren
Räumlichkeiten die KAB-Veran-
staltung stattfand, haben sich vor-
genommen, im Rahmen der Städ-
tepartnerschaft Kontakt zu Grup-
pen in China aufzubauen, die In-
teresse an einem Dialog über
Menschenrechte haben. Engagier-
te Chinesinnen und Chinesen ha-
ben es angesichts der Restriktio-
nen ihrer Regierung nicht leicht,
sagte Ferenschild: „Viele Gruppen
sind im Bereich der Kulturförde-
rung aktiv und versuchen über
diese scheinbar unpolitische Ar-
beit, das Schicksal der Arbeiter zu
verbessern.“ 

Eine Diskussionsteilnehmerin
erinnerte an die Städtepartner-
schaften Triers mit Weimar zu
DDR-Zeiten oder Pula im sozialis-
tisch regierten Jugoslawien, die
auch umstritten gewesen seien.
„Doch es gab im direkten Dialog
viele Erfolge.“

Nicht ohne kritischen Dialog

Werkbank der Welt: China verdankt seinen Wirtschaftsboom auch dem Heer der billigen Arbeitskräfte, sagen Kritiker.

Im Gespräch

Im Stadtratsbeschluss zur
Städtepartnerschaft vom Feb-
ruar 2009 heißt es: „Der
Stadtrat strebt an, dass im
Rahmen der geplanten Städ-
tepartnerschaft die Frage der
Menschenrechtslage in der
Volksrepublik (VR) China nicht
ausgelassen wird. Der Rat er-
hofft sich, dass durch die Part-
nerschaft Beiträge zur politi-
schen und kulturellen Öff-
nung in der VR China geleistet
werden können“, heißt es in
dem Antrag. Triers Oberbür-
germeister Klaus Jensen weist
im Gespräch mit dem „Pauli-
nus“ darauf hin, dass die Part-
nerschaftsurkunde zahlreiche
kommunalpolitische The-
menfelder aufzähle, darunter
auch Umwelt- und soziale
Fragen: „Ein Themenaus-
schluss ist nicht vorgesehen.“
Zum Vorschlag, Trier solle im
Rahmen der Partnerschaft
Kontakte zu Menschen-
rechtsaktivisten, Nichtregie-
rungsorganisationen (NGO's)

und anderen Gruppierungen
aufbauen und bei Delegati-
onsreisen auch Vertreter von
Gewerkschaften und Frie-
densaktivisten berücksichti-
gen, meint Jensen: „Wenn be-
stimmte NGO’s Kontakte zu
Gruppen in China suchen, so
wird dies natürlich von der
Stadt unterstützt. Auch hier
gilt, dass es keine Ausschluss-
kriterien gibt“. Durch die
Städtepartnerschaft sieht er
auch Chancen für die Men-
schen in Xiamen: „Städtepart-
nerschaften waren und sind
eine Chance, viele Begegnun-
gen zu realisieren und Gele-
genheiten zur Diskussion
auch über ,heikle’ Themen zu
geben. Inwieweit das langfris-
tig zu einer Verbesserung der
Lebenssituation führen kann,
ist schwer zu sagen. Erfah-
rungsgemäß führt die perma-
nente Öffnung von Gesell-
schaften auch zu Verbesse-
rungen in der Lebenssituati-
on der Menschen.“ mm

Stimmen

Peter Zur Nieden, Trier:
„Ich finde es grundsätzlich gut,
dass die Stadt Trier Partnerschaf-
ten mit anderen Städten schließt.
Gerade im Verhältnis zu China
denke ich, dass wir im gegenseiti-
gen Kennenlernen eine Menge
voneinander lernen und Vorbe-
halte abbauen können. In China
ändert sich sehr vieles, was Chan-
cen und auch Gefahren mit sich
bringt, die beim Namen benannt
werden müssen. Die großen Pro-
bleme wie Umwelt und Korrupti-
on werden neuerdings aber er-
kannt. Es kommt auf eine Politik
des langen Atems an.“

Markus Pflüger, Trier: 
„Mir fehlt ein Bewusstsein für die
üblen Arbeitsbedingungen und
Menschenrechtsbedingungen in
China, aber auch bei den chinesi-
schen Flüchtlingen im Ausreise-
zentrum Trier. Ich bin sehr skep-
tisch, ob diese Städtepartner-
schaft eine Chance ist oder das
Unrechtsregime stabilisiert. Da-
mit die Partnerschaft Sinn macht,
müssen wir Menschen auf Au-
genhöhe finden, dann sehe ich
Perspektiven für eine Verände-
rung“.

Anja Loch, Trier:
„Für uns als KAB ist das Thema
der Partnerschaft mit Fujian seit
mehreren Jahren aktuell, weshalb
wir auch in der Projektgruppe im
ökumenischen Netzwerk mitar-
beiten. Für uns spielen die Ar-
beitsbedingungen nicht nur in
Deutschland, sondern auch welt-
weit eine Rolle. Mir ist wichtig,
dass bei einer Partnerschaft von
Trier und Xiamen den Sozialstan-
dards eine besondere Bedeutung
zukommt und im Gegensatz zu
der Partnerschaft von Rheinland-
Pfalz zur Provinz Fujian diese The-
menbereiche angesprochen und
diskutiert werden.“
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Auf der Suche nach Lohn und Brot: einer von geschätzt über 200 Millionen (!)
Wanderarbeitern in China. Fotos: Imago

Kommentar

Es ist so eine Sache mit den
Menschenrechten. Natür-
lich sind sie unteilbar, will
heißen, sie gelten für jeden
Menschen und überall auf
der Welt. Deshalb muss ge-
rade auch in den Beziehun-
gen zu China auf die Defizi-
te in der Menschenrechtssi-
tuation beim aufstrebenden
Giganten im Osten hinge-
wiesen werden, keine Frage.
Und man kann es dem Tri-
erer Oberbürgermeister
Klaus Jensen getrost abneh-
men, wenn er sich offen für
diese Thematik zeigt – ist er
doch selbst in der Men-
schenrechtsarbeit politisch
groß geworden.

Doch es gibt auch zu den-
ken, wenn in letzter Zeit po-
litische Führer und auch
kirchliche Repräsentanten
aus Ländern des Südens
sehr kritisch auf das Drän-
gen der reichen Industrie-
staaten des Nordens auf Ein-
haltung von Menschen-
rechtsstandards in Ländern
des Südens reagieren.
Schließlich habe der Nor-
den sich bei der 500-jähri-
gen Ausplünderung des Sü-
dens auch nicht um die
Menschenrechte geküm-

mert, lautet ein Vorwurf –
mehrfach geäußert zum Bei-
spiel auf dem Ökumeni-
schen Kirchentag in Mün-
chen.

Da wundert es dann auch
nicht, wenn jemand wie der
Präsident von Ruanda, Paul
Kagame, sich nicht lange
mit Menschenrechtsfragen
aufhält, stattdessen den Chi-
nesen den roten Teppich in
Afrika ausrollt und sagt:
„China gibt, was Afrika
braucht: Investitionen und
Geld“. 

Die reichen Demokratien
des Nordens müssen ihre
Hausaufgaben in Sachen
Menschenrechte machen,
um glaubwürdig zu sein.
Das bedeutet zum Beispiel
auch – um nur einen beson-
ders krassen Missstand zu
nennen – Flüchtlinge aus
Afrika nicht mehr im Mit-
telmeer ertrinken zu lassen
oder sie wieder nach Hause
zu schicken, sondern mit
dafür zu sorgen, dass ihre
Lebensbedingungen es ih-
nen erlauben von vornhe-
rein zu Hause zu bleiben. 

Denn in der Tat: Men-
schenrechte sind unteilbar.

Bruno Sonnen

Menschenrechte sind unteilbar 


